




























führungskonzept für bleifreies Benzin und die Festlegung verschärfter Abgas­
grenzwerte erarbeitet haben. Wir fordern die Automobilindustrie auf, schon ab 
1984 im Rahmen des vorhandenen Produktionsangebots umweltfreundliche 
Fahrzeuge im Inland auf den Markt zu bringen. Wir unterstützen alle Maßnah­
men, die im Bereich der Verkehrslenkung, der modellhaften Erprobung bleifrei­
en Superbenzins und der Verbesserung von Abgaskontrollen mit dazu beitra­
gen, das umweltfreundliche Automobil so schnell wie möglich Wirklichkeit 
werden zu lassen. 

• Wir schreiben Umweltforschung groß 

Zu einer Umweltpolitik aus einem Guß gehört, durch Umweltforschung das 
Wissen über die Ursachen ökologischer Belastungen ständig zu verbessern. 

Mit dem „zweiten Untersuchungs- und Forschungsprogramm Umwelt­
schutz" für die Jahre 1982 bis 1986 und dem „Mittelfristigen For­
schungsplan Ökologie" sind wichtige konzeptionelle und haushaltspoli­
tische Weichenstellungen bereits erfolgt. Kein anderes Bundesland gibt, pro 
Kopf der Bevölkerung, mehr für die Umweltforschung aus als Baden­
Württemberg. Die CDU wird dafür sorgen, daß dieser Spitzenplatz nicht nur ge­
halten, sondern noch ausgebaut wird. 

Mit einer besseren Koord ination der bestehenden vielfältigen Forschungsar­
beiten wollen wir sicherstellen, daß der Kampf für die Luftreinhaltung so 
zügig und wirksam wie möglich geführt wird . Wir unterstützen deshalb mit 
Nachdruck die Aktivitäten des Europäischen Forschungszentrums für Maß­
nahmen der Luftreinhaltung beim Kernforschungszentrum Karlsruhe, das am 
01 . September 1983 seine Arbeit aufgenommen hat. Wir erwarten, daß 
dieses Zentrum nicht nur die einschlägigen Forschungsvorhaben in 
Baden-Württemberg zusammenfaßt, sondern daß es auch in der Zusam­
menarbeit mit anderen europäischen Forschungseinrichtungen zu einer 
Verstärkung der internationalen Bemühungen um Luftreinhaltung bei­
trägt. Das beschlossene Zusammenwirken des Karlsruher Instituts mit der 
Forschungsstelle der EG-Kommission in lspra (Italien) kann hier beispielge­
bend wirken. 

• Umweltschutz ist Teil der Marktwirtschaft 

Vorsorgende Umweltpolitik bedeutet auch, den Umweltschutz so weit 
wie möglich zu einem Teil der Marktwirtschaft zu machen. Je mehr sich 
die Einsicht durchsetzt, daß Umweltqualität ihren Preis hat, um so stär-
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ker wird die Umweltfreundlichkeit von Produktion und Verfahren ge­
fragt sein. 

In der Übergangszeit muß jedoch darauf geachtet werden, daß insbesondere 
kleine und mittlere Unternehmen durch die Finanzierung von Umweltschutz­
maßnahmen nicht überfordert werden . 

Die CDU befürwortet deshalb die Fortsetzung des 1978 aufgelegten, befriste­
ten Sonderprogramms zur beschleunigten Durchführung und Erleichterung 
bei der Finanzierung von Umweltschutzmaßnahmen der gewerblichen Wirt­
schaft. Sie spricht sich auch dafür aus, neue marktwirtschaftliche Instrumente 
des Umweltschutzes, beispielsweise Emissionszertifikate, modellhaft zu erpro­
ben. In Frage kommen dabei vor allem Unternehmen mit Landesbeteiligungen, 
die nicht dem direkten marktwirtschaftlichen Wettbewerb ausgesetzt sind. 

• Die Umweltprobleme von Gestern sind gemeistert 

Wir sind davon überzeugt, daß uns durch eine Anspannung aller Kräfte 
die Reinhaltung der Luft und die Rettung unserer Wälder ebenso gelin­
gen kann, wie wir in der Vergangenheit die großen Herausforderungen 
der Gewässergüteverbesserung, der Abfallbeseitigung und des Natur­
schutzes durch Landschaftspflege gemeistert haben. 

In unseren Flüssen und Seen, die in den 60er Jahren vielfach am Umkippen 
waren, gibt es wieder reiches organisches Leben. Dies verdanken wir einem 
aktiven Gewässerschutz, der allein in den letzten 3 Jahren Bauinvestitionen 
von rd . 2 Mrd DM erfordert hat. Mittlerweile ist nahezu jeder Bürger unseres 
Landes Mitbenutzer einer öffentlichen Abwasseranlage. 

Auch für die Beseitigung von Hausmüll, Industrie- und Gewerbeabfällen 
haben wir ein Gesamtkonzept. Bis 1990 sollen in Baden-Württemberg achtzig 
zentrale Bese itigungsanlagen zur Deponierung, Kompostierung und Verbren­
nung des Abfalls geschaffen werden. Durch die Unterstützung neuer Verfahren 
wollen wir der Wirtschaft Impulse geben, auf dem Weg des Abfall-Recycling 
innerbetrieblich und durch die Schaffung von Märkten für Rohstoffe aus Abfall 
voranzugehen. 

Wir setzen uns schließlich für eine aktive Fortführung der eingeleiteten 
Naturschutz- und Landschaftspflegemaßnahmen ein. Landwirtschaft, Gemein­
den und Kreise sind aufgerufen, bei der Ausweisung von Schutzgebieten zur 
Sicherung und Pflege wertvoller Biotope eng zusammenzuarbeiten. 
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• Wir geben dem Umweltschutz eine politische Heimat 

Die CDU begreift das starke Interesse unserer Bürger an der Erhaltung einer 
lebens- und liebenswerten Umwelt als Ausdruck des Verlangens nach Gebor­
genheit und Identifikation mit der Heimat. Dies zeugt von einer wertbewahren­
den, konservativen Grundeinstellung, deren politische Heimat die Union ist. 
Vor allem die ökologisch engagierte Jugend fordern wir deshalb auf, ihren 
Idealismus nicht an jene zu verschwenden, die im Umweltschutz nur Worte 
oder sinnlose Symbolik zu bieten haben. Die Luft wird nicht durch Demon­
strieren sauberer, der Wald nicht mit Transparenten gerettet. Nur eine 
ganzheitliche ökologische Politik, wie sie die CDU konsequent verfolgt 
und zu der alle mit Verstand, Herz und Hand beitragen, sichert die Zu­
kunft in einer gesunden Umwelt. 

28 

Auch ohne Schulden funktioniert der Staat 

Im letzten Jahrzehnt haben die von SPD und FDP geführten Bundesre­
gierungen eine Ausgaben- und Schuldenpolitik ohne Beispiel betrieben. 
Ohne Rücksicht auf die wirtschaftlichen und finanzpolitischen Realitä­
ten wurden Bedürfnisse geweckt, Wünsche erfüllt und neue Ansprüche 
provoziert. Länder und Gemeinden konnten sich diesem Sog nach dem 
Motto .Jetzt genießen - später andere dafür zahlen lassen" kaum entziehen, 
zumal viele vom Bund beschlossene Gesetze in erster Linie auf der Ebene der 
Länder und der Kommunen ausgabenwirksam waren. So konnte allmählich 
der Eindruck entstehen, als funktioniere der Staat um so besser, je mehr Schul ­
den er mache. 

Heute erkennen alle, welche Generationen-Bürde uns 13 Jahre finanzpo­
litische Unseriosität von SPD und FDP auferlegt haben. Der Bund ist mit 
fast 350 Mrd. DM verschuldet. Trotz großer Sparbemühungen der neuen Bun­
desregierung werden die Gesamtverschuldung und die Zinsausgaben des 
Bundes zunächst weiter steigen. Denn eine zu hohe Verschuldung entwickelt 
eine Eigendynamik, in deren Würgegriff der politische Handlungsspielraum 
für Zukunftsinvestitionen immer stärker eingeengt wird . 

•Wir haben früh mit Sparen begonnen 

Die CDU in Baden-Württemberg, Landesregierung und CDU-Landtagsfraktion, 
hat diese Gefahr frühzeitig erkannt. Wir wollen unsere:i Kindern nicht im­
mense Schulden, sondern solide Chancen hinterlassen. Und wir wollen 
den Beweis führen: Auch ohne Schulden funktioniert der Staat. Deshalb 
wurde schon im Herbst 1980 ein schrittweiser Abbau der Neuverschuldung 
beschlossen. Obwohl seitdem konjunkturbedingte Steuerausfälle in Milliar­
denhöhe zu verkraften waren, ist die Planung eines Abbaus der Kreditaufnah­
men von 2,8 Mrd. DM (1980) auf 1,3 Mrd. DM (1984) exakt eingehalten 
worden. Die Fortschreibung der mittelfristigen Finanzplanung des Landes 
weist nunmehr für 1987 eine Haushaltsreserve von 500 Mio DM aus. 

Baden-Württemberg könnte damit in 2 Jahren als erstes Land ohne neue 
Schulden auskommen und in den Jahren danach wachsende freie Mittel für 
eine spürbare Ausweitung der Investitionen oder für einen beschleunigten 
Abbau der Altschulden zur Verfügung haben. Schon heute weist unser Land 
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im Verhältn is zum Haushaltsvolumen die geringste Kreditaufnahme unter den 
Ländern aus. Der Anteil des Schuldendienstes ist we itaus günstiger als die 
Durchschnittsquote der anderen Bundesländer, und wir haben mehr Spiel ­
raum für Investitionen als die meisten Flächenstaaten. 

• Der Länderfinanzausgleich muß neu geordnet werden 

Die Finanzkraft Baden-Württembergs und das in den letzten Jahren immer 
größer gewordene Leistungsgefälle zwischen uns und den anderen Ländern 
haben freilich auch eine Kehrseite : Wir bestreiten fast Dreiviertel des ge­
samten Ausgleichsvolumens im Länderfinanzausgleich. 1,8 Mrd. DM flos­
sen allein 1982 an andere, finanzschwächere Bundesländer. Stünden uns 
diese in Baden-Württemberg erwirtschafteten Mittel zur Verfügung, könnten 
wir schon 1984 ohne jede Neuverschuldung auskommen und hätten darüber­
hinaus noch rund eine halbe Mill iarde Mark für zusätzliche Investitionen frei . 

Wir haben in zähen Verhandlungen erre icht, daß unser Land ab 1983 jährl ich 
rd . 300 Mio. DM weniger in den Ausgleichstopf zahlen muß. Solange allerdings 
die geltende Ausgleichssystematik nicht grundsätzlich neu geordnet wird , 
bleibt Baden-Württemberg das mit Abstand größte Geberland. 

Wir unterstützen daher vorbehaltlos die Klage der Landesregierung 
beim Bundesverfassungsgericht mit dem Ziel einer umfassenden ver­
fassungsrechtlichen Überprüfung des Länderfinanzausgleichs. 

• Die staatlichen Personalkosten werden weiter gesenkt 

Die CDU Baden-Württemberg wird den eingeleiteten Sparkurs konse­
quent fortsetzen. Dies gilt auch für die Senkung der staatlichen Perso­
nalkosten, ohne die eine dauerhafte Haushaltskonsolidierung nicht zu 
erreichen ist. Wir haben den Personalkostenanteil am Landeshaushalt 
binnen zweier Jahre von 42 % auf 39 % gesenkt. Wir wollen diese Quote weiter 
auf 35 % reduzieren. Dies ist nicht nur ein fiskalisches Erfordern is. Es ent­
spricht vielmehr auch unserer Grundüberzeugung, daß ein aufgeblähter Staat 
nicht mehr Freiheit, sondern mehr Bevormundung und nicht mehr Gerechtig­
keit, sondern mehr Reglementierung mit sich bringt. Was der einzelne aus ei­
gener Kraft zu leisten im Stande ist, darf der Staat nicht an sich ziehen. Die 
konsequente Beachtung des Subsidiaritätsprinzips ist die beste Vorsorge 
gegen die Automatik des Parkinsonschen Gesetzes. 

30 

• Mehr Spielräume für öffentliche Investitionen schaffen 

Auch d ie angespannte Lage auf dem Arbeitsmarkt ändert an der Notwendig­
keit eines sachgerechten Stellenabbaus im öffentlichen Dienst nichts. Der 
Staat ist kein Ersatz-Arbeitgeber, der für seinen Bereich Bedarfs- und Finanzie­
rungsüberlegungen außer Acht lassen kann. 

Die zunehmend kreditfinanzierte Personalstellenausweitung der öffentlichen 
Hand in den 70er Jahren hat nicht nur wesentlich zu den gegenwärtigen Fi­
nanzschwierigkeiten beigetragen. Sie hat auch notwendige wirtschaftliche 
und bildungspolitische Strukturanpassungen behindert statt gefördert. Es fand 
eine Verschiebung der staatlichen Ausgaben von der investiven zur konsumti­
ven Seite statt, so daß für arbeitsplatzschaffende und -sichernde Maßnahmen 
im gewerblichen Bereich immer weniger Mittel vorhanden waren. 

Aus dieser Erkenntnis ziehen wir den Schluß : Nur eine konsequente Spar­
politik bei den Verbrauchsausgaben des Staates eröffnet die Chance, 
in ausreichendem Umfang zukunftssichernde Investitionen vorzuneh­
men - zur Unterstützung von Existenzgründungen, zur Förderung des 
Exports, zur Verstärkung der Forschung, zur Verbesserung des Techno­
logietransfers und zum Ausbau des Umweltschutzes. Derartige Investitio­
nen lösen mehr Impulse für den Arbeitsmarkt aus als jede expansive Personal­
politik und jedes kreditfinanzierte Beschäftigungsprogramm des Staates. 

Zur Rückführung des Staates auf seine eigentlichen Aufgaben gehört auch, 
die unternehmerische Tätigkeit der öffentlichen Hand auf das unumgänglich 
notwendige Maß zu reduzieren. Die CDU unterstützt die eingeleitete Veräuße­
rung staatlicher Liegenschaften und die Maßnahmen der Wohnungsprivatisie­
rung. Sie setzt sich dafür ein, weiteres Landesvermögen zu aktivieren, wenn 
damit nennenswerte Entlastungswirkungen für den Landeshaushalt erzielt 
oder neue investive Gestaltungsmöglichkeiten eröffnet werden können. 

31 



Neue Wege zur sozialen Gesellschaft 

Die Union hat, gegen den erbitterten Widerstand der SPD, die soziale 
Marktwirtschaft als die notwendige Entsprechung der demokratischen, 
sozialen und freiheitlichen Ordnung unseres Staates konzipiert und 
durchgesetzt. Wirtschaftliche Dynamik und soziale Sicherheit verbanden 
sich in einzigartiger Weise zu einer sozial befriedeten Gesellschaft. 

13 Jahre Regierungszeit der SPD/FDP-Koalition in Bonn haben ausgereicht, 
die materiellen und ideellen Grundlagen des Sozialstaates ins Wanken zu brin­
gen. Der untrennbare Zusammenhang zwischen wirtschaftlicher und sozialer 
Leistungskraft eines Gemeinwesens wurde verleugnet. Nicht nur der Blick für 
das wirtschaftlich Mögliche, sondern auch für das sozial Notwendige ging 
mehr und mehr verloren. 

Die Folge: Ein immer höherer Anteil der staatlichen Sozialleistungen am Brut­
tosozialprodukt, eine ständig wachsende Verschuldung der öffentlichen Hand 
und ein enormer Anstieg der individuellen Belastungen durch Steuern und 
Ausgaben. Unsicherheit und Sorge über die Zukunft unseres Systems der so­
zialen Sicherheit sind weit verbreitet. 

• Sozialpolitisches Umdenken is.t nötig 

Die CDU tritt mit aller Kraft dafür ein, diese verhängnisvolle Entwicklung zu 
stoppen. Wir müssen Abschied nehmen von der Zielvorstellung eines ver­
meintlich perfekten, in Wirklichkeit aber unfinanzierbaren und letztlich inhuma­
nen Sozialstaates. Wir müssen zurückfinden zu einer sozialen Gesell­
schaft, für die Solidarität eine ethische Grundnorm im Umgang der Men­
schen untereinander Ist. 

Um dies zu erelchen, bedarf es einer grundlegenden Neuorientierung im 
sozialpolitischen Denken und Handeln. Die Sozialpolitik muß sich wieder 
an den wirtschafts- und finanzpolitischen Gegebenheiten ausrichten. Anders 
kann der Bestand unserer sozialen Systeme auf Dauer nicht gesichert 
werden. Die Kräfte der Hilfsbereitschaft und Eigenverantwortlichkeit müssen 
gestärkt, Sozialleistungen wirkungsvoll und zielgenau auf die wirklich Bedürfti­
gen konzentriert werden . Nur so läßt sich ein Mehr an sozialer Gerechtigkeit 
schaffen. Der freiwillige, persönliche Einsatz des sozial verantwortlichen Bür-
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gers ist unverzichtbar. Deshalb sehen wir in einem partnerschaftlichen Zusam­
menwirken von ehrenamtlichem Engagement und professioneller Hilfe ein 
Kennzeichen zukunftsorientierter humaner Sozialpolitik. 

Um dieses Konzept einer modernen, humanen und dauerhaft finanzierbaren 
Sozialpolitik zu verwirklichen, müssen wir 

die finanzielle Grundlage der Familie, insbesondere der Mehrkinderfa­
milie, so verbessern, daß sie soziale Risiken in größerem Umfang 
wieder selbst auffangen und die Generationensolidarität verstärkt 
wahrnehmen kann, 

- den freien Trägern, wo immer dies möglich ist, die Trägerschaft für 
soziale Einrichtungen überlassen, 

- das Netz der offenen Hilfen als echte Alternative zur stationären 
oder teilstationären Betreuung weiter ausbauen, 

- die Bereitschaft für ehrenamtliche Dienstleistungen, zusammen 
mit den Verbänden der Freien Wohlfahrtspflege und den Kommunen, 
nachhaltig fördern. 

Wir stellen mit Befriedigung fest, daß unser Land auf diesem Weg schon weit 
vorangekommen ist. Baden-Württemberg nimmt heute bei den Leistungen 
im familienpolitischen Bereich, bei der Versorgung mit Kindergarten­
plätzen, Sozialstationen und Beratungsstellen eine Spitzenposition 
unter den Bundesländern ein. 

e CDU ist Sachwalterln der Familien 

Die CDU hat sich stets als politische Sachwalterin der Familien verstan­
den und diesen Anspruch nicht nur durch Worte, sondern vor allem 
durch Taten dokumentiert. Mit unserem Landes-Familiengeld ermöglichen 
wir es Eltern, sich ohne wirtschaftlichen Zwang zu einer Erwerbstätigkeit der 
Erziehung ihres Kindes während der ersten beiden Lebensjahre zu widmen. 

Wir werden die Kürzung des vom Bund gewährten, gesetzlichen Mutter­
schaftsgeldes bei seither erwerbstätigen Elternteilen durch eine entspre­
chende Erhöhung des Landes-Familiengeldes ausgleichen. Mit unserem Pro­
gramm „Mutter und Kind" bieten wir gezielte finanzielle und pädagogische 
Hilfe für werdenden Mütter in Not- und Konfliktsituationen. Wo andere Hilfe­
möglichkeiten versagen, greift die 1980 gegründete Stiftung „Familie In 
Not" unterstützend ein . Insgesamt hat das Land seit 1980 aus diesen Lei-
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stungsangeboten mehr als eine halbe Milliarde Mark an 225.000 baden­
württembergische Familien ausbezahlt. 

• Mehr Freiräume für soziales Engagement 

Der vor 10 Jahren begonnene Ausbau der Sozialstationen ist fast abge­
schlossen. Heute leben bereits 94 % unserer Bürger im Einzugsbereich 
von 355 Sozialstationen. Zur Förderung der offenen Hilfen stellt das Land 
allein im Rahmen des laufenden Haushalts 1983/84 den Kommunen und 
freien Trägern jeweils 110 Mio. DM zur Verfügung. Durch neue, vereinfachte 
Richtlinien wurde sichergestellt, daß die Arbeit der freien und kommunalen 
Träger auch bei der Zuwendung von Landeszuschüssen in voller Wahrung 
ihrer Eigenständigkeit durchgeführt werden kann . 

Staatliche Förderung darf individuelles Engagement nicht einengen -
das gilt vor allem auch für ehrenamtliche Betätigung in den vielfältigen 
sozialen Diensten. Wir haben damit begonnen, alle einschlägigen Regelun­
gen daraufhin zu überprüfen, wie die Freiräume für bürgerschaftliches Enga­
gement und ehrenamtliche Tätigkeit noch stärker ausgeweitet werden 
können. Die zu erwartenden Tendenzen einer flexiblen Arbeitsgestaltung 
werden auch die Frage einer sozial sinnvollen Nutzung der Freizeit stärker in 
den Mittelpunkt der zukünftigen Gesellschaftspolitik rücken. Die CDU unter­
stützt diese Entwicklung als einen Weg zu mehr Solidarität in einer menschli­
cheren Gesellschaft. 

• Für einen besseren Familienlastenausgleich 

Die Neuorientierung und finanzielle Konsolidierung des Sozialstaates ist, seit 
der Ablösung der alten Koalition durch eine CDU-geführte Bundesregierung, 
nunmehr auch bundesweit eingeleitet. 

Wesentliche Aufgaben stehen aber noch bevor: Die Schaffung eines wirk­
samen Familienlastenausgleichs, die dauerhafte Sicherung der Renten, 
die Reform der Alterssicherung der Frauen, die Bekämpfung von Fehl­
entwicklungen im sozialen Bereich sind Herausforderungen, die ange­
packt werden müssen. Die CDU Baden-Württemberg ist der Überzeugung, 
daß befriedigende Lösungen nur durch eine grundsätzliche Umschichtung 
zwischen Steuer- und Sozialsystem erreicht werden können. 

Dabei darf die Einführung von Einkommensgrenzen für alle sozialen Transfer­
leistungen nicht von vornherein ausgeschlossen werden. Zur Finanzierung 
des dringend notwendigen verbesserten Familienlastenausgleichs kann 
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neben einer Rückgabe .heimlicher Steuererhöhungen" auch eine maßvolle An­
hebung der Mehrwertsteuer in Erwägung gezogen werden, falls auf andere 
Weise eine wirksame Entlastung der Familien nicht zu erreichen ist. Mit einer 
derartigen Maßnahme ließen sich im übrigen auch weitere, grundlegende fa­
milienpolitische Fortschritte - wie der Einstieg in ein einkommensabhängiges 
Erziehungsgeld oder die Berücksichtigung von Erziehungsjahren in der Ren­
tenversicherung - finanzieren. 

Wir gehen vom Bild einer partnerschaftlichen Familie aus, die der Frau eine 
echte Wahlmöglichkeit zwischen Beruf und Hausfrauentätigkeit bietet. Solan­
ge die Entscheidung von Frauen, sich unter Aufgabe des Berufs ausschließlich 
der Kindererziehung zu widmen, für viele Familien erhebliche finanzielle Opfer 
bedeutet, kann von einer wirklichen Wahlfreiheit nicht gesprochen werden . 
SPD und FDP haben, aus ideologischer Blindheit oder Gleichgültigkeit, 
Millionen Frauen und Familien schwer benachteiligt. Wir werden dies 
Schritt für Schritt abbauen, durch einen besseren Familienlastenaus­
gleich, aber auch durch Initiativen zur familien- und frauenfreundlichen 
Gestaltung des Arbeitslebens. Hierzu hat die Landesregierung eine Reihe 
wegweisender Modellversuche entwickelt. 

• Den wirklich Behinderten noch wirksamer helfen 

Wir unterstützen die Bundesregierung auch in ihrer Absicht, die schon seit 
langer Zeit überfällige Neuordnung des Schwerbehindertenrechts vorzu­
nehmen. Gerade in diesem Bereich sind Fehlentwicklungen zu verzeichnen. 
Sie gehen zu Lasten der wirklich Behinderten, deren optimale Förderung und 
Eingliederung in Arbeit, Beruf und Gesellschaft wir mit aller Kraft fortsetzen 
wollen. Deshalb werden wir, auf der Grundlage des Rehabilitationsprogramms 
der Landesregierung, das Netz von Rehabilitationseinrichtungen weiter aus­
bauen, die offene Behindertenhilfe verstärken und die Vorsorgemaßnahmen 
zur Verhütung und frühzeitigen Erkennung von Behinderungen intensivieren. 
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Grundsätze einer humanen Gesundheitspolitik 

Die CDU dieses Landes hat der Gesundheitspolitik stets einen hohen Stellen­
wert eingeräumt. Ausgehend von dem Leitbild eines freiheitlichen, men­
schenwürdigen und effizienten Gesundheitswesens ist es das erklärte 
Ziel ihrer Politik, die Gesundheit des Bürgers als eines der höchsten Le­
bensgüter in bestmöglicher Weise zu schützen, zu fördern und im 
Krankheitsfall wieder herzustellen. 

Die Chance unseres Gesundheitswesens liegt nicht in einem Mehr an staatli­
chem Dirigismus, sondern im Glauben an die Leistungskraft freiheitlicher Ent­
wicklungen. Um das anerkannt hohe Niveau unseres Gesundheitswesens 
auch in Zukunft zu erhalten, müssen vor allem drei Grundforderungen verwirk­
licht werden: 

- Die menschliche Zuwendung muß wieder mehr Gewicht erhalten, 

- die Eigenverantwortung des Einzelnen und die Selbstverwaltung 
der Institutionen müssen gestärkt werden und 

- die Leistungsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit sind zu verbessern. 

• Gesundheit und Umwelt 

Gesundheitspolitik darf heute nicht mehr als isolierte, abgegrenzte Aufgabe 
gesehen werden. Viele Entscheidungen in anderen Politikbereichen haben 
nachhaltigen Einfluß auf die Gesundheit des Menschen. Eine fortschrittliche 
Gesundheitspolitik muß diese Verbindungen im Rahmen eines umfassenden 
Gesamtkonzepts berücksichtigen. Das gilt in besonderem Maße für die zu­
sammenhänge zwischen Umwelt und Gesundheit. Die konsequenten Bemü­
hungen des Landes um die Erhaltung einer lebenswerten Umwelt sind deshalb 
zugleich ein wichtiger Baustein vorausschauender Gesundheitspolitik. 
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Kunst und Kultur sind Wesenselemente der Freiheit 

Zur freien pluralistischen Gesellschaft gehört unverzichtbar die Freiheit der 
Kunst. Der Staat hat diese Freiheit nicht nur zu respektieren; es ist vielmehr 
sein verfassungsmäßiger Auftrag, der künstlerischen und kulturellen Vielfalt 
jene Freiräume zu schaffen, die sie braucht, um sich selbst zu verwirklichen. 
Dazu bedarf es ideeller, rechtlicher und materieller Unterstützung. 

Die CDU sieht in der unterstützenden Funktion des demokratischen Staates 
Erbe und Auftrag der kulturellen Tradition des ganzen deutschen Volkes. Wir 
sind darüberhinaus der Überzeugung, daß immer mehr Menschen sich zu ei­
genen kreativ-gestalterischen Tätigkeiten anregen lassen werden. Die Kunst­
förderung des Staates hat gerade diese Entwicklung sorgfältig zu beachten, 
indem sie nicht nur Spitzenleistungen unterstützt, sondern eine dezentrale und 
flächendeckende Breitenförderung betreibt. 

• Vorbildliche Kunstkonzeption 

Die Kunstkonzeption des Landes berücksichtigt diese Erfordernisse in vorbild­
licher Weise. Baden-Württemberg hat mit seiner Kunstpolitik einen Spitzen­
platz unter den Bundesländern erreicht. Auch in finanziell schwierigen 
Zeiten wurde die Kunst- und Kulturförderung nicht dem Rotstift geop­
fert, sondern noch weiter ausgebaut. 

Davon zeugen große Baumaßnahmen im Theater-, Galerie- und Museumsbe­
reich, neue Aktivitäten wie Landeskunstwochen, Europäische Kulturtage in 
Karlsruhe, die Internationalen Landesfestspiele Baden-Württemberg, die Inter­
nationale Bach-Akademie, neue In stitutionen wie die 1981 geschaffene Mu­
seumsstiftung Baden-Württemberg und Ausstellungen wie die Barockausstel ­
lung in Bruchsal. Allein die Heimat- und Freili chtmuseen unseres Landes er­
halten 5 Mio. DM Zuschüsse jährlich. 

Wir werden auch weiterhin öffentliche und aus Toto-Lotto-Einnahmen flie­
ßende Mittel so ausreichend zur Kunst- und Kulturförderung einsetzen, daß 
der Spitzenplatz unseres Landes auf diesem Gebiet ungefährdet bleibt. 
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•Musische Förderung der Jugend 

Wir wollen insbesondere unsere Jugend frühzeitig mit musischen 
Werten vertraut machen. Der außerordentliche Erfolg der mit 15 Mio. 
DM jährlich unterstützten Jugendmusikschulen veranlaßt uns, Jugend­
kunstschulen modellhaft zu erproben und für Kinder- und Jugendtheater 
vermehrt Mittel zur Verfügung zu stellen. Mit dem Landesjugendorchester 
und dem Landesjugendchor haben wir Ensembles geschaffen, die der musi­
zierenden Jugend starke künstlerische Leistungsanreize geben. Durch die 
Gründung einer „Landesakademie für die musizierende Jugend" wollen 
wir die konzentrierte künstlerische Förderung für den musikbegabten Nach­
wuchs noch erheblich ausweiten. 

Diese Förderung findet ihren Abschluß und Gipfelpunkt in den Staatlichen Mu­
sikhochschulen, die ein tragendes Element unserer kulturellen Infrastruktur 
sind. Von den insgesamt 17 Staatlichen Musikhochschulen in der Bun­
desrepublik und West-Berlin befinden sich allein 5 in Baden­
Württemberg. Starke künstlerische und kunstpädagogische Impulse gehen 
gleichermaßen von den Kunsthochschulen unseres Landes aus. Wir wollen 
die vorhandenen Möglichkeiten auch für die mittelständische Wirtschaft 
nutzen, indem wir an geeigneten Kunst- und Fachhochschulen neue Design­
Ausbildungsplätze schaffen. 

•Unterstützung von Vereinen und Verbänden 

Unsere Überzeugung ist: Die moderne Industriegesellschaft verdrängt die 
kulturell-emotionalen Werte nicht, sondern macht sie notwendiger denn je. 
Auch das blühende Vereinsleben zeugt davon, daß unsere Bürger dies erkannt 
haben und dementsprechend handeln. Die CDU unterstützt dies, weil sie 
weiß, welche gemeinschaftsfördernde, positive Kraft vom bürgerlichen 
Engagement in Vereinen und Verbänden ausgeht. 

Wir haben uns deshalb mit Erfolg um eine steuerliche Gleichstellung der Kul­
turvereine mit den Sportvereinen bemüht, den Rahmen der Gemeinnützigkeit 
von Vereinen erweitert und für das ehrenamtliche Engagement von Übungslei­
tern, Ausbildern und Erziehern bessere steuerliche Bedingungen erreicht. 
Dies alles belegt, daß die kulturelle Vielfalt in unserem lande bei keiner politi­
schen Kraft besser aufgehoben ist als bei der CDU. 
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Der Rechtsstaat gründet sich auf Sicherheit 

Recht, Sicherheit und Freiheit gehören untrennbar zusammen. Nur ein 
Staat, der in der Lage ist, die Freiheit zu schützen, kann sie auch garan­
tieren. Deshalb treten wir für eine aktive Sicherheitspolitik ein, die Gewalt und 
Rechtsbruch mit allen rechtsstaatlichen Mitteln entschlossen bekämpft. 

• Der Sicherheitsplan II wird erfüllt 

Nachdem der Sicherheitsplan 1 erfüllt ist, verwirklicht die Landesregierung 
Schritt für Schritt die Zielsetzungen des Sicherheitsplans II. 

Besonderes Augenmerk legen wir dabei auf die Steigerung der Einsatzkraft 
der Polizei vor Ort. Wir stellen mit Befriedigung fest, daß die Schaffung von 
mehr als 40 neuen Polizeiposten nicht nur die Effizienz erhöht, sondern auch 
zu einer Verbesserung der Kontakte zwischen Polizei und Bevölkerung beige­
tragen hat. Mit der 1983 abgeschlossenen Integration von Schutz- und Krimi­
nalpolizei auf der unteren Führungsebene verfügt unser Land nunmehr über 
eine einheitliche, übersichtliche Polizeiorganisation . 

Wir werden durch eine weitere personelle Verstärkung, moderne Ausrüstung 
und verbesserte Fortbildungsmöglichkeiten dafür sorgen, daß unsere Sicher­
heitsorgane auch neuen Erscheinungsformen der Kriminalität, beispielsweise 
Wirtschaftskriminalität, Datenmißbrauch sowie in Form des organisierten Ver­
brechens, wirkungsvoll begegnen können. 

• Rauschgiftkriminalität vorbeugend bekämpfen 

Ebenso entschlossen treten wir für eine Bekämpfung der Rauschgiftkri­
minalität ein. Wir sind uns aber bewußt, daß Strafmaßnahmen allein gegen 
die Gefahr der Dorgenabhängigkeit nicht helfen. Deshalb unterstützen wir mit 
Nachdruck den Ausbau der Betreuung und Behandlung von Suchtgefährdeten 
und -kranken, wie er im Landesprogramm gegen den Drogenmißbrauch vor­
gesehen ist. Psychosoziale Beratungsstellen und Behandlungseinrichtungen 
werden in Kürze flächendeckend vorhanden sein. 
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Im Strafvollzug brauchen wir eine bessere Betreuung und Behandlung drogen­
abhängiger Gefangener. Der Weg einer langfristig angelegten sozialen und 
beruflichen Wiedereingliederung jugendlicher Strafgefangener, wie er in der 
Modellanstalt Crailsheim erprobt wird , weist in die richtige Richtung. 

• Die Meinungsfreiheit muß vor Gewalttätern geschützt werden 

Gewalttätige und unfriedlich verlaufende Demonstrationen sind Angriffe auf 
die Grundrechte der Meinungs- und Versammlungsfreiheit. Die CDU hat des­
halb keinerlei Verständnis für diejenigen, die sich schützend oder verharmlo­
send vor gewaltgeneigte Demonstraten stellen. Wer seine Überzeugung fried­
lich kundtun will, muß sich weder bewaffnen noch vermummen. 

' Wir fordern, über den von der Bundesregierung vorgelegten Entwurf 
eines Strafrechtsänderungsgesetzes hinaus, auch die passive Bewaff­
nung und Vermummung gesetzlich zu verbieten. Wenn sich die FDP, 
ebenso wie die SPD, dem widersetzt, handelt sie opportunistisch und verrät 
ihre eigenen Grundsätze. 

Die Bürger erkennen nach unserer Überzeugung, daß die CDU die einzige 
Partei ist, die in der Sicherung von Recht und Freiheit keinen Unterschied zwi­
schen politisch motivierten Gewalttätern und .gewöhnlichen" Kriminellen 
macht. 

Wir sind uns auch bei der 1982 in Baden-Württemberg eingeführten Kostener­
stattung für den Polizeieinsatz im Zusammenhang mit unfriedlichen Demon­
strationen der Unterstützung durch die Bevölkerung gewiß. 

Niemandem werden Polizeikosten auferlegt, die durch Maßnahmen der Polizei 
zur ordnungsgemäßen Durchführung einer Demonstration entstehen. Aber es 
ist nicht einzusehen, daß der Steuerzahler für Kosten aufkommt, die Demon­
stranten durch die Nichtbefolgung einer rechtmäßigen polizeilichen An­
ordnung verursachen. Gerade durch diese konsequente Erfüllung des Gleich­
heitsgrundsatzes schaffen wir Rechtssicherheit und Vertrauen in die Ord­
nungsfunktion des Staates. Unsere Bürger können sich auch in Zukunft darauf 
verlassen: Die CDU ist die Partei, welche die Freiheit des Einzelnen durch 
rechtsstaatliches Handeln sichert. 
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Wir brauchen starke und lebendige Gemeinden 

Lebendige, selbstverantwortliche Gemeinden sind die Keimzelle un­
seres demokratischen Staates. Weil wir uns dessen stets bewußt sind, 
bleibt die Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung für die CDU eine 
Daueraufgabe. Wir setzen auf die Kraft und den Willen der Bürger, ihre örtli­
chen Belange in erster Linie selbst zu regeln . 

• Erfolgreiche Arbeit der Kommission Land-Kommunen 

In der Kommission Land-Kommunen wurde die Aufgabenverteilung zwischen 
Land und Gemeinden neu geordnet. Das Land hat in großem Umfang auf Wei ­
sungsgaben und Mitwirkungsrechte verzichtet. Zahlreiche Verwaltungsvor­
schriften wurden aufgehoben, alle kommunal bedeutsamen Förderrichtlinien 
überprüft und der Spielraum der Gemeinden dadurch erweitert. 

Die CDU sieht die Umsetzung der Empfehlungen dieser Kommission jedoch 
nicht als Schlußpunkt, sondern als Etappe auf dem weiteren Weg zur Stärkung 
der kommunalen Selbstverwaltung. Wir werden auch gegenüber dem Bund 
darauf dringen, sich bei staatlichen Vorgaben für das kommunale Handeln so 
weit als möglich zurückzuhalten. 

• Faire Finanzpartnerschaft mit dem Kommunen 

Eine solide Finanzausstattung ist die unerläßliche Voraussetzung sachgerech­
ter Aufgabenerfüllung. Die CDU hat dieser Erkenntnis stets Rechnung 
getragen. 

So steigen die Bruttoleistungen des Landes an die Gemeinden 1984 um 8 %, 
während der Landeshaushalt lediglich um 2,1 % wächst. Im Gegensatz zu den 
meisten anderen Bundesländern hat Baden-Württemberg die Kürzungen im 
kommunalen Finanzausgleich nicht erhöht und steuerliche Mehreinnahmen, 
etwa bei der Grunderwerbsteuer, in voller Höhe weitergegeben. Die Gemein­
den unseres Landes haben inzwischen nicht nur die höchste Steuerkraft im 
Vergleich mit den Gemeinden der übrigen Flächenstaaten, sondern auch eine 
höhere Steuerkraft als das Land selbst. Für die Finanzstärke der baden-

41 



württembergischen Gemeinden muß das Land im Länderfinanzausgleich jähr­
lich mehr als 200 Mio. DM an andere Länder zum Ausgleich bezahlen. 

Angesichts der erheblichen Verschiebungen in der Finanzstruktur zwischen 
den Gebietskörperschaften, wie sie gerade in den letzten Jahren erfolgt sind, 
unterstützt die CDU Überlegungen für eine grundsätzliche Neuordnung der Fi­
nanzbeziehungen zwischen Land und Gemeinden. 

• Die Bürger fühlen sich in ihren Gemeinden wohl 

Für uns sind Stadt- und Dorfentwicklung kulturpolitische Aufgaben 
ersten Ranges. Wir wollen Städte und Gemeinden in ihrer unverwech­
selbaren Eigenart erhalten, damit die Bürger sich in ihnen wohlfühlen. 
Daß wir mit dieser Zielsetzung dem Anliegen unserer Bevölkerung genau ent­
sprechen, zeigen unzählige Beispiele geglückter Sanierungsmaßnahmen und 
ein reiches kulturelles Gemeinschaftsleben in unseren Gemeinden. 

Den entscheidenden Anstoß für diese Wiederentdeckung der Lebensquali­
tät von Städten und Dörfern haben ohne Zweifel das bundesweit als vorbild­
lich geltende Mittelfristige Stadt- und Dorfentwicklungsprogramm des Landes 
und die erheblichen Denkmalschutzaufwendungen gebracht. Landeszuschüs­
se in Höhe einer Viertelmilliarde Mark allein in den letzten drei Jahren haben 
dafür gesorgt, daß unersetzliche kulturelle und bauliche Substanz erhalten ge­
blieben ist. Das Schwerpunktprogramm Denkmalpflege wurde 1982 um über 
30 Mio. DM aufgestockt - ein Beispiel dafür, daß wir nicht auf Kosten der 
Kultur sparen. Für Maßnahmen der städtebaulichen Sanierung, Modernisie­
rung und Wohnumfeldverbesserung hat das Land zwischen 1980 und 1984 
über 1,7 Milliarden aufgewandt. 

Neun von zehn befragten Kommunen erklären, daß ohne diese Förderung die 
Erneuerungsmaßnahmen nicht hätten durchgeführt werden können. 

• Maßnahmen zur Entbürokratisierung 

Bereits seit Jahren bemüht sich die CDU gezielt um die Verwirklichung der 
Bürgernähe in der Verwaltung. Diese Politik der Entbürokratisierung hat 
zum Ziel, den Freiraum des Bürgers und dessen Selbstverantwortlich­
keit zu stärken. Die Vielfalt von Gesetzen, Verordnungen und Vorschriften 
hatte in der Vergangenheit zu einer zunehmenden Inflexibilität der Bürokratie 
beigetragen und das Unbehagen der Bürger an 'diesem Staat und seinen Insti­
tutionen verstärkt. Die vielfältigen Maßnahmen im Bereich der Rechtsbereini­
gung, der Streichung von Verwaltungsverfahren und -vereinfachungen sind 
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positive Folgen dieses Bemühens. Durch diese Maßnahmen konnten zum 
einen die Eigenverantwortung des Einzelnen erhöht, zum anderen eine Stär­
kung der Mittel- und Unterinstanzen der Verwaltung erreicht werden und 
damit eine Erweiterung der Entscheidungsfreiräume erfolgen. 

Die konsequente Fortsetzung dieser Politik ist für die CDU eine 
Daueraufgaben. 

• Erhaltung der Substanz hilft Wirtschaft und Umwelt 

Auch die Wirtschaft, insbesondere das Ausbaugewerbe, und damit viele Ar­
beitnehmer mit gesicherten Arbeitsplätzen haben von der konsequenten kom­
munalen Förderpolitik der CDU profitiert. Denn jede Mark staatlicher Sanie­
rungsförderung löst ein privates lnvesitionsvolumen in etwa siebenfacher 
Höhe aus. Die Rahmenbedingungen für Handel und Gewerbe werden durch 
die Stadterneuerung ebenfalls häufig verbessert: Durchschnittlich entstehen 
in einem Sanierungsgebiet mehr als 3.000 Quadratmeter neue oder moderni­
sierte gewerbliche Nutzungsflächen. Schließlich verbessern städtebauliche 
Erneuerungsmaßnahmen vielfach die Umweltbedingungen und helfen Energie 
sparen. 

Das zeigt: Wer in die Erhaltung der baulichen Substanz unserer Gemeinden in­
vestiert, schafft rundum mehr Lebensqualität. 

• Sparsamer Umgang mit der freien Landschaft 

Dem sparsamen Umgang mit der freien Landschaft durch den Vorrang von 
Ausbau vor Neubau messen wir besondere Bedeutung zu. Stadt- und Dorfent­
wicklung werden sich auf die bereits überbauten Bereiche konzentrieren. Mit 
der Novellierung der Landesbauordnung haben wir, neben Vereinfachungen 
und Erleichterungen zugunsten der Bauherren, die rechtlichen Möglichkeiten 
für flächensparendes Bauen verbessert. Wir werden darauf achten, daß Er­
schließung, örtl iche Energieversorgung und räumliche Neuordnung in den Ge­
meinden so zweckmäßig und umweltfreundlich wie möglich erfolgen. 

• Viele Initiativen für den Wohnungsbau 

Die Nutzung des vorhandenen Bestands ist auch ein wesentliches Kriterium 
unserer Wohnungsbaupolitik. Baden-Württemberg hat in den vergangen 
Jahren mit der Vorlage einer geschlossenen wohnungspoUtischen Kon­
zeption bundesweit Schrittmacherdienste geleistet. 
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Durch den Abbau nicht mehr gerechtfertigter Subventionen konnte der soziale 
Wohnungsbau belebt werden. Allein unserem Land flossen aus der Anhebung 
der Zinsen für Altdarlehen 170 Mio. DM zu, mit denen 6.000 Miet- und Eigen­
tumswohnungen zusätzlich gefördert werden konnten. 

Die steuerlichen Rahmenbedingungen für den Wohnungsbau wurden verbes­
sert, die mietrechtlichen Regelungen den Markterfo rdernissen angepaßt. 
Beides führte zu einer Belebung des Wohnungsmarkts und zu einer erhebli­
chen Erhöhung des Angebots an Mietwohnungen. Zusätzliche Anre ize konnten 
auch durch das in Baden-Württemberg entwickelte Sozial-Bauherrenmodell 
und durch ein Programm gegeben werden, das die Versicherungswirtschaft 
wieder zum Bau von Mietwohnungen veranlaßte. 

Auch zukünftig werden wir alles daran setzen, um vor allem jungen Fa­
milien mit Kindern den Erwerb von Haus- und Wohnungseigentum zu er­
leichtern. Dafür müssen die Baukosten in einem tragbaren Rahmen ge­
halten werden. Im Sinne des 1983 aufgelegten Sonderprogramms 
„Preiswertes Wohneigentum" werden wir auf dem Eigenheimsektor das 
Angebot an kostengünstigen Wohnformen erweitern. Wir erwarten vom 
Bund, daß nach dem Auslauten der wohnungsbaupolitischen Sonderpro­
gramme eine befriedigende Dauerlösung für die steuerliche Förderung des 
selbstgenutzten Wohneigentums geschaffen wird. 
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Wir bekennen uns zu unserer föderativen und europäi­
schen Verantwortung 

Baden-Württemberg bleibt ein verlässliches Glied und ein eigenständiger 
Partner des Bundes. Wir bekennen uns zu unserer föderativen Verantwortung. 
Diese Verantwortung werden wir, wie in der Vergangenheit auch, durch kon­
struktive Mitwirkung im Bundesrat und durch feste Vertretung der Interessen 
Baden-Württembergs als des wirtschafts- und finanzstärksten Bundeslandes 
wahrnehmen. 

• Wir unterstützen die Bundesregierung beim Neuanfang 

Durch vielfältige Initiativen hat sich die baden-württembergische CDU als 
starke, richtungsweisende politische Kraft in der Bundesrepublik Deutschland 
Geltung verschafft. Wir unterstützen die neue Bundesregierung vorbehaltlos 
in ihrem Bemühen, die von SPD und FDP zerrütteten Finanzen des Bundes 
wieder in Ordnung zu bringen und dadurch einen soliden Neuanfang zu 
erreichen. 

Wir werden zusammen mit der Bundesregierung den Abbau der Mischfinan­
zierung vorantreiben, um wieder zu einer klaren Aufgaben- und Ausgabenver­
teilung zwischen Bund und Ländern zu gelangen. Wir werden die Bundesre­
gierung nachhaltig ermutigen, gesellschaftspolitische Fehlentwicklun­
gen zu bekämpfen, die Eigenverantwortlichkeit des Einzelnen zu stär­
ken und die solidarische Kraft der Gemeinschaft zu fördern. 

Wir wollen, zusammen mit dem Bund, die notwendigen Weichenstellungen für 
eine zukunftsoffene Wirtschafts- und Forschungsstruktur in der Bundesrepu­
blik Deutschland vornehmen . Wir sind bereit, zugunsten der Zukunftschancen 
unserer Jugend auch unpopuläre Sparmaßnahmen mitzutragen. 

• Die CDU will ein kraftvolles Europa 

Als Bürger eines europäischen Kernlandes wissen wir um die Bedeutung des 
europäischen Einigungswerks. Die Bundesrepublik war stets ein aktiver Befür­
worter des europäischen Gedankens. Länder und Gemeinden haben, durch 
Städtepartnerschaften, Jugendaustausch und grenzüberschreitende Zusam­
menarbeit, ihr Interesse an einem lebendigen Europa nachhaltig bekundet. 
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Wir sehen nun mit großer Sorge, daß europäische Gemeinsamkeiten zwischen 
widerstreitenden nationalen Interessen verlorenzugehen drohen. Die Bürger 
wollen aber kein zerstrittenes und gelähmtes, sondern ein dynamisches und 
kraftvoll handelndes Europa. 

Deshalb sagen wir : Die Europäische Gemeinschaft muß sich wieder auf 
Ihre eigentlichen Zukunftsaufgaben besinnen. Gemeinsamer Umwelt­
schutz und enge Zusammenarbeit In der Forschung gehören dazu. Der 
Kampf gegen die Luftverschmutzung zur Rettung unserer Wälder, der auf eu­
ropäischer Ebene durch christlich-demokratische Initiativen im Europarat und 
im Europäischen Parlament erfolgreich begonnen worden ist, muß entschlos­
sen weitergeführt werden. Große Forschungsvorhaben, welche die Möglich­
keiten eines einzelnen Landes überschreiten, gehören in die Obhut einer kon­
zentrierten europäischen Forschungspolitik. 

Handels- und Abfertigungshemmnisse, vor allem an den europäischen Gren­
zen, müssen abgebaut, unterschiedliche Auffassungen über Finanzierungsfra­
gen des Agrarmarktes in partnerschaftlichem Geist beigelegt werden. Nur so 
bleibt das .Bauwerk Europa" auch für die Jugend eine lohnende Aufgabe. 

•Unsere Verantwortung für die Dritte Welt 

Die Intensität der weltwirtschaftlichen Verflechtung Baden-Württembergs er­
fordert über den europäischen Rahmen hinaus die Pflege und den Ausbau in­
ternationaler Kontakte. Wir werden uns dieser Verantwortung auch künftig 
durch wirtschaftsfördernde Maßnahmen und durch Entwicklungshilfelei­
stungen stellen. Schon heute bestreitet Baden-Württemberg fast 40 % der Ent­
wicklungshilfeausgaben aller Bundesländer. Wir werden vor allem bei der be­
ruflichen Aus- und Fortbildung, durch personelle Unterstützung und in Zusam­
menarbeit mit internationalen Organisationen, unseren tatkräftigen Hilfsbei­
trag zur Minderung der Probleme in der Dritten Welt leisten. 
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Aufruf 

Wir in Baden-Württemberg, die Bürger mit ihrem Können 
und Fleiß und die CDU als bestimmende politische Kraft, 
haben unser Land stark gemacht. Wir haben gezeigt, was 
Freiheit und Verantwortungsbewußtsein, Kreativität und Ver­
läßlichkeit zuwege bringen können. Dieselben Tugenden 
und Fähigkeiten werden uns helfen, den Strukturwandel er­
folgreich zu bestehen, unser Land an der Spitze zu halten 
und kommenden Generationen den Boden für eine chan­
cenreiche Zukunft in Frieden und Freiheit zu bereiten. 

Damit dies gelingt, darf Bewährtes nicht in Frage gestellt 
und Dynamik nicht gebremst werden. SPD, FDP und Grüne 
würden uns, wenn sie im Land zu bestimmen hätten, vom 
klaren Kurs abbringen. 

Wir wollen aber weder den Weg zurück noch verschlungene 
Seiten- und Irrwege. Wir wollen, daß es mit Baden­
Württemberg wie bisher gradlinig vorangeht. Deshalb muß 
die CDU Baden-Württemberg wieder alleine regieren. Des­
halb muß unser Ministerpräsident Lothar Späth seine 
erfolgreiche Politik konsequent fortsetzen können. 
Unser Land braucht Lothar Späth. Die CDU Baden­
Württemberg braucht die Unterstützung aller Bürger. 

Deshalb bitten wir Sie: 
Geben Sie am 25. März 1 984 der CDU 
1 hre Stimme. 
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